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1. Historie
Bei einer Betrachtung des aufsichtsrecht-
lichen Marktzugangs nach Deutschland
aus der Schweiz heraus zeigt sich, dass
es ein «vor 2003» und ein danach gibt.
Im Zeitraum vor 2003 war eine aus-
drückliche Erlaubnis grundsätzlich nur
dann erforderlich, wenn eine ausländi-
sche Bank tatsächlich in Deutschland
physisch präsent war. Im Jahr 2003
präzisierte die deutsche Bundesanstalt
für Finanzdienstleistungsaufsicht (Ba-
fin) das Merkmal «im Inland» dahinge-
hend, dass darunter auch ein «sich ziel-
gerichtetes Wenden» an den deutschen
Markt aus dem Ausland heraus – somit
grenzüberschreitend – zu verstehen
und daher das Betreiben von derartigen
Bankgeschäften erlaubnispflichtig sei.

Ein wesentlicher Aspekt dabei ist, dass
sich eine Schweizer Bank grundsätzlich
nur über ein deutsches Kreditinstitut
zielgerichtet an den deutschen Markt
wenden darf; vorbehalten bleiben allein
Geschäftsbeziehungen aufgrund der
sogenannten passiven Dienstleistungs-
freiheit. Die Details ergeben sich aus
dem Merkblatt der Bafin «zur Erlaub-
nispflicht nach Abs. 1 KWG in Verbin-
dung mit § 1 Abs. 1 und Abs. 1a KWG
von grenzüberschreitend erbrachten Fi-
nanzdienstleistungen» (http://www.ba-
fin.de/SharedDocs/Veroeffentlichungen/
DE/Merkblatt/mb_050401_grenzueber-
schreitend.html).

2. Neue Möglichkeit
Im Rahmen des ursprünglich geplan-
ten Steuerabkommens zwischen der
Schweiz und Deutschland im Septem-
ber 2011 war auch eine Vereinbarung
über einen erleichterten grenzüber-
schreitenden Marktzugang für Schwei-
zer Banken vorgesehen. Auch wenn das

Steuerabkommen als Ganzes geschei-
tert ist, so «überlebte» dieser Teil in
Form eines «Memorandum of Under-
standing zu verfahrensrechtlichen As-
pekten grenzüberschreitender Tätig-
keiten im Finanzbereich» und einer
 dazugehörigen Ausführungsvereinba-
rung, welche beide auf den 1. Januar
2014 in Kraft traten.

2a) Wichtigste Neuerung
Der – zumindest auf den ersten Blick –
bedeutsamste Aspekt des  «vereinfach-
ten» Freistellungsverfahrens ist die
Möglichkeit des direkten Marktzugangs.
Eine Schweizer Bank kann sich daher
nun – im Gegensatz zum «klassischen
Freistellungsverfahren» – zielgerichtet
an den deutschen Markt wenden, ohne
dass dies über ein in Deutschland be-
willigtes Kreditinstitut bzw. ein EWR-
Kreditinstitut zu erfolgen hat.

2b) Weitere Aspekte
Die Schweizer Bank muss neben den
schweizerischen Vorschriften auch die
in Deutschland zu beachtenden Anle-
ger- und Verbraucherschutzvorschrif-
ten einhalten.

Um für beide Seiten Klarheit zu
schaffen – schliesslich gibt es kein
deutsches «Anleger- und Verbraucher-
schutzgesetz» – werden die Vorschrif-
ten beschlossen. Deutschland hat be-
reits im aktuellen Wertpapierhandels-
gesetz normiert, dass gewisse Rege-
lungen auch für Institute in Drittstaaten
gelten sollen; die im Rahmen der er-
leichterten Freistellung einzuhalten-
den Bestimmungen gehen jedoch dar -
über hinaus. Ebenfalls einzuhalten
sind die deutschen Geldwäschebestim-
mungen, soweit sie sich auf grenzüber-
schreitende Geschäftsbeziehungen be-
ziehen.
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Der Marktzugang von
Schweizer Banken nach Deutschland
ist breiter geworden
Zwei direkte Wege führen nun zum grössten Private-Banking-Markt in europa. Das rund zehn Jahre alte auf-
sichtsrechtliche Zugangsregime zum deutschen Markt hat sein Monopol verloren. Schweizer Banken haben
seit anfang 2014 die Wahl zwischen zwei varianten der sogenannten «Freistellung». Der nachfolgende Beitrag
skizziert beide Möglichkeiten und versucht eine Wertung unter Schweizer Gesichtspunkten.
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Die Einhaltung dieser Vorgaben
wird von der schweizerischen Prüfge-
sellschaft jährlich geprüft, der Bericht
wird an die Finma und an die Bafin
übermittelt. Bei Vorliegen konkreter
Hinweise auf die Nichteinhaltung der
Vorgaben kann die Bafin in Absprache
mit der Finma eine weitere Prüfgesell-
schaft mit einer «Vor-Ort»-Prüfung be-
auftragen und sich gegebenenfalls be-
teiligen.

2c) Verhältnis zum bisherigen 
Freistellungsverfahren
Schweizer Banken können die Freistel-
lung auch wie bisher beantragen; es
gibt also nunmehr zwei nebeneinander
bestehende Möglichkeiten. Auch die
zusätzliche Beantragung der «erleich-
terten» Freistellung bei bereits beste-
hender «klassischer» Freistellung ist
möglich.

2d) Fondskonformität und 
Marktzugang deutscher Banken 
in der Schweiz
Das eingangs genannte Memorandum
beinhaltet auch die gegenseitige Zulas-

sung zum Vertrieb von deutschen und
schweizerischen Effektenfonds, wel-
che hier nicht weiter besprochen wird.
Ebenfalls wird in der Ausführungsver-
einbarung festgehalten, dass der grenz-
überschreitende Marktzugang deut-
scher Banken in die Schweiz nach ak-
tuellem Recht bewilligungsfrei ist, so-
weit sie in der Schweiz keine Personen
beschäftigen.

3.  Wertung
Das Memorandum und die Ausfüh-
rungsvereinbarung stellen als zwischen-
staatliche Vereinbarungen ein solides
Fundament der deutsch-schweizerischen
Rechtslage im grenzüberschreitenden
Kundengeschäft dar. Nach derzeitiger
Kenntnislage wird es die Mifid II den
Mitgliedsstaaten weiterhin überlassen,
den Marktzugang national zu regeln,
so dass dieses Memorandum auch nach
Umsetzung der Mifid II in nationales
Recht gelten wird. Ebenfalls weiterhin
gelten wird das eingangs skizzierte
«klassische» Freistellungsverfahren.
Für die Planbarkeit und die Verläss-
lichkeit im deutsch-schweizerischen

Finanzgeschäft ist das eine gute Nach-
richt.

Unabhängig davon, ob sich eine
Bank nun für die «klassische» oder die
«erleichterte» Variante der Freistellung
entscheidet, muss sie sich mit den Vor-
schriften im Zielland auseinander -
setzen. Die Regelungen haben häufig
zwingenden Charakter und gehen da-
her im Zweifel den vereinbarten
Rechtsvorschriften vor. Eine «Flucht»
in die Privatautonomie bzw. anders
lautende Vereinbarungen ist daher oft
nicht möglich.

Zusammengefasst lässt sich wohl
sagen, dass es auf der einen Seite für
manche Schweizer Banken eine grosse
Erleichterung sein kann, auf die Ein-
schaltung eines deutschen Kreditinsti-
tutes zu verzichten. Auf der anderen
Seite ist zu konstatieren, dass die An-
forderungen sehr hoch sind, sei es an
die Mitarbeiter, sei es an die Banksys-
teme. Es kommt daher – wie so häufig
– auf die konkreten Gegebenheiten an.
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